Informationshilfe

gegen die Zerschlagung der Stadtbezirke Huckarde und Eving
Vorgeschichte:

Zuletzt waren die Stadtbezirke in Dortmund strukturiert worden im Jahre 1975 aufgrund des Inkrafttretens der neuen Gemeindeordnung, die die Bildung von Stadtbezirken vor​ge​se​hen hat und nach wie vor vorsieht.

Die Einzelheiten sind in § 35 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen geregelt.

So heißt es in Abs. 2 des § 35

"Bei der Einteilung des Stadtgebiets in Stadtbezirke soll auf die Siedlungsstruktur, die Bevölkerungsverteilung und die Ziele der Stadtentwicklung Rücksicht genommen wer​den. Die einzelnen Stadtbezirke sollen eine engere örtliche Gemeinschaft um​fas​sen und nach der Fläche und nach der Einwohnerzahl so abgestimmt werden, dass sie gleichermaßen bei der Erfüllung gemeindlicher Aufgaben beteiligt werden kön​nen. Zu diesem Zweck können benachbarte Wohngebiete zu einem Stadtbezirk zu​sam​men gefasst werden......"

Bei der Aufteilung 1975 wurden darüber hinaus noch folgende weitere Kriterien an​ge​wandt:

-
Keine Zerschneidung bestehender bzw. geplanter Nutzungszusammenhänge

-
Beachtung der Grenzen der parteilichen Gliederungen

-
Beachtung der Grenzen der bisherigen statistischen Gliederungen

Dabei wurde noch einmal klar gestellt, dass die Gemeinden, u.a. Huckarde, Eving und Bra​ckel, ihre Verwaltungsstellen aufgrund entsprechender Regelungen in den früheren Ein​ge​mein​dungs​ver​trä​gen erhalten haben.

Politischer Beirat:

Der Rat richtete Anfang 2011 einen politischen Beirat ein, dem die Aufgabe zugeteilt wurde, die jetzige Struk​tur der Bezirke und Verwaltungsstellen zu überprüfen und ggf. Vorschläge zu er​ar​bei​ten.

Merkwürdigerweise wurde die Zusammensetzung der Kommission so beschlossen, dass je im Rat vertretener Fraktionen zwei Ratsmitglieder und ein Mitglied einer Be​zirks​ver​tre​tung dort mit arbeiten sollten, unabhängig von der Größe der einzelnen Fraktionen. Dies ist für eine Ratskommission absolut atypisch.

Als Vorsitzender wurde der Bezirksbürgermeister des Stadtbezirks Aplerbeck bestimmt, wo​bei zu berücksichtigen ist, dass die Bezirksvertretung Aplerbeck in ihrer Sitzung am 19.11.2010 einstimmig beschlossen hatte, also auch mit der Stimme ihres Be​zirks​bür​ger​meis​ters Mader, dass die derzeitigen bezirklichen Strukturen erhalten bleiben sollen. Die Ver​wal​tung sollte lediglich beauftragt werden, in diesen Strukturen das bestehende Dienst​leis​tungs​an​ge​bot in den Stadtbezirken weiter zu optimieren.

Dennoch unterbreitete Herr Mader nach mehreren Treffen der Kommission einen Vor​schlag, der dann im Wesentlichen zur Grundlage eines Mehrheitsbeschlusses der Kom​mis​si​on wurde.

Die Kommission stimmte diesem Vorschlag mit neun Stimmen von CDU, Bündnis 90/Die Grü​nen und FDP Bürgerliste zu, während die Linke und die SPD gegen diesen Vorschlag mit sechs Stimmen stimmte.

Das Ergebnis des Vorschlages der Kommission wäre, dass die Stadtbezirke Huckarde und Eving zerschlagen würden und aufgeteilt werden sollen auf mehrere andere Stadt​be​zir​ke mit den damit verbundenen weiteren Wege für die einzelnen Bürgerinnen und Bür​ger.

Einsparpotential?:

Das Einsparpotential durch diese Maßnahme wurde mit ca. 600.000,00 € veranschlagt. Dies war das Einsparpotential, was errechnet wurde bei einer Schließung der Be​zirks​ver​wal​tungss​tel​len in den beiden Stadtbezirken und einer Aufteilung der Stadtbezirke auf die anderen Stadtbezirke.

Das Einsparpotential nach dem Vorschlag der Mader-Kommission ist deutlich niedriger, da die​ser Vorschlag beinhaltet, dass Teile der Verwaltung dennoch in den aufgelösten Stadt​be​zir​ken verbleiben sollen und darüber hinaus auch Teile der Einsparungen wieder in die Stadt​be​zir​ke, die dann neu geschaffen werden, fließen sollen.

Aber selbst bei Einsparungen von 600.000,00 € ist die Frage, ob Einsparungen in dieser Hö​he die Zerschlagung zweier Stadtbezirke mit den unmittelbaren Auswirkungen auf über 70.000 Bürgerinnen und Bürger direkt in Huckarde und Eving und darüber hinaus natürlich auch noch in den aufnehmenden Stadtbezirken rechtfertigen würde.

Auch ansonsten sind bei der Berechnung der Einsparungen zahlreiche Un​si​cher​heits​fak​to​ren vorhanden.

Überhaupt nicht berechnet worden sind die Mehrkosten, die für Bürgerinnen und Bürger auf​grund der weiteren Entfernungen zu den Bezirksverwaltungsstellen entstehen würden und die entstehen würden durch die Tatsache, dass der gesamte öffentliche Nahverkehr in Dortmund neu strukturiert werden müsse.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist es praktisch unmöglich, von Brechten zur Be​zirks​ver​wal​tungs-​stel​le nach Mengede zu kommen. Eine direkte Verbindung gibt es nicht. Gleiches gilt in ähn​li​cher Form für die Bürgerinnen und Bürger aus dem Ortsteil Jungferntal, um nach Men​ge​de zu kommen.

Relativiert wird das Einsparpotential unter anderem auch dadurch, dass der Gesamtbetrag der Haushaltsmittel für die zwölf Bezirke einschließlich der Unterhaltung der Be​zirks​ver​wal​tungss​tel​len und den Bezirksvertretungen sich auf ca. 28,5 Mio € beläuft.

Dies ist - wie gesagt - der Aufwand für die Unterhaltung der Bezirksverwaltungsstellen ein​schließ​lich Personalkosten, Mieten etc. und für die jeweiligen Mandatsträger in den Be​zirks​ver​tre​tun​gen. Allein die Aufwendungen für den Eigenbetrieb Theater betragen als Zu​schuss jährlich ca. 30 Mio. €, also mehr als die Gesamtkosten für alle zwölf Bezirke.

Der Zuschuss für das Konzerthaus beträgt jährlich 5 Mio. €, also ein Vielfaches des Ein​spar​vo​lu​mens in den Bezirken. Der Gesamthaushalt der Stadt Dortmund beläuft sich auf 1,75 Mrd. €. Die Einsparung in den Bezirken beträgt daran gemessen etwa 0,04 %, also nicht einmal ein halbes Promille des Gesamthaushalts.
Politische Bewertung:
Eine Untersuchung in den Bezirksverwaltungsstellen hat darüber hinaus ergeben, dass es deut​lich über 300.000 Kundenkontakte in den Verwaltungsstellen der Außenbezirke hoch ge​rech​net pro Jahr gibt. Das Angebot der Bezirksverwaltungsstellen wird also mehr als gut wahrgenommen.

Ausgerechnet die Bezirksverwaltungsstelle in Eving gehört zu den Be​zirks​ver​wal​tungss​tel​len, die am häufigsten aufgesucht werden.

Im übrigen fällt natürlich auf, dass hier Einsparungen ausschließlich versucht werden zu er​rei​chen durch Einsparungen in den nördlichen und nordwestlichen Stadtbezirken, also in den Stadtbezirken, wo die Einkommensstruktur deutlich niedriger ist als in den südlichen Stadt​be​zir​ken. Dies sind die Stadtbezirke, die unter der Schließung des Bergbaus am meis​ten gelitten haben. Hier genießen die Bergarbeiter ihren Lebensabend, die für den Aus​bau der Stadt Dortmund maßgeblich mit gesorgt haben. Hier gibt es deutlich mehr Leu​te, die auf den öffentlichen Nahverkehr angewiesen sind als in den südlichen Stadt​be​zir​ken. Gerade diesen Bürgerinnen und Bürgern werden weitere Wege, die vom Ausmaß her praktisch unzumutbar sind, zugemutet.

Im Übrigen dürfte bei der Strukturierung nach dem Vorschlag der Mader-Kommission ein ek​la​tan​ter Verstoß gegen § 35 der Gemeindeordnung vorliegen. Wenn es dort heißt

"Die einzelnen Stadtbezirke sollen eine engere örtliche Gemeinschaft umfassen"

so ist dagegen sicherlich verstoßen, wenn man die zukünftig geplanten Stadtbezirke sieht in ihrer Zusammensetzung.

Von einer "engeren örtlichen Gemeinschaft" kann dort beim besten Willen nicht mehr die Re​de sein. Im Gegenteil, solche engeren örtlichen Gemeinschaften, wie sie z.B. zwischen Kirch​lin​de und Jungferntal bestehen, werden zerrissen und zerschnitten.

Im Ergebnis sieht es so aus, dass die südlichen Stadtbezirke und auch die In​nens​tadt​be​zir​ke in ihrer Größe bleiben. Nach der Neustrukturierung hätte der neu gebildete Stadt​be​zirk Mengede/Huckarde eine Einwohnerzahl von ca. 74.000 Einwohnern und Scharnhorst ei​ne Einwohnerzahl von ca. 69.000 Einwohnern, Lütgendortmund eine Einwohnerzahl von über 61.000 Einwohnern.
Die Einwohnerzahlen in den südlichen Stadtbezirken würden bleiben:

Aplerbeck ca. 55.000 Einwohner

Hombruch ca. 56.000 Einwohner

Hörde ca. 53.000 Einwohner.

Mengede-Huckarde hätte also über 20.000 Einwohner mehr als z.B. Hörde oder fast 19.000 Einwohner mehr als Aplerbeck.

Die Zerschlagung der beiden Stadtbezirke würde darüber hinaus das absolut kon​ter​ka​rie​ren, was im Rahmen des Stadtbezirksmarketings in dieser Stadt in den letzten Jahren so vor​bild​lich stattgefunden hat. Die Identifikation der einzelnen Bürgerinnen und Bürger mit ih​ren Stadtbezirken ist gefördert worden durch Maßnahmen des Stadtbezirksmarketings.

Beim besten Willen ist es überhaupt nicht mehr zu verstehen, wenn hier einerseits durch Zer​schla​gung zweiter Stadtbezirke eingespart werden soll, andererseits die Mittel für das Stadt​be​zirks​mar​ke​ting insgesamt erhöht worden sind.
Darüber würde eine Zerschlagung der Stadtbezirke eine unmittelbare Einschränkung der politischen Mitwirkungsrechte der betroffenen Bürgerinnen und Bürger bedeuten!!
Harald Hudy

(Bezirksbürgermeister Stadtbezirk Huckarde)
